
Kreis
)rund-
ſteuer

r lan-

durch
äuerli-
r-Ver-

zrund-
zu be
bt da
uerten
e Ver

dorgen

giebt,
je der
teuer
Wird
ſſelben
ickſicht

Wür-

Kreis
ter be
n han

üblich
n von

Jethei
ſtücke,
dſteuer

J kein
n von

rſeburg

licht in ſeinem amtlichen Theil zugleich mit dem „Ent-

wie er aus den Berathungen der Conferenz in Berlin her

öffnung bei der 2c. Regierung die reifliche und eingehende Erwägung finden werde,

„Merſeburger
e h

Drei und Zwanzigſter Jahrgang.
Mittwoch den 6. Juni 1849. Stück 19.2. Quartal.

Bekanntmachung.Die Ortsbehörden des hieſigen Kreiſes werden hierdurch aufgefordert, die Klaſſen- und Gewerbeſteuer Zu und
Abgangsliſten für das 1. Halbjahr 1849, ſo wie die Verzeichniſſe über die uneinziehbaren Klaſſenſteuerreſte auf denſelben
Zeitraum jedenfalls bis zum 16. Juni d. J. bei Vermeidung von Ordnungsſtrafen an mich einzureichen.

Die Klaſſenſteuer Zu und Abgangsliſten müſſen in dreifachen Exemplaren, die Reſtverzeichniſſe dagegen doppelt
eingereicht werden, und mache ich wiederholt darauf aufmerkſam, daß

1) die laufende Nummer der Zugänge mit derjenigen Nummer anfangen muß welche auf die letzte laufende Nummer

in der Klaſſenſteuerliſte für das Jahr 1848 folgt; c2) alle diejenigen klaſſenſteuerpflichtigen Perſonen, welche nach Aufſtellung der Klaſſenſteuerliſte für das Jahr 1849, alſo
in den Monaten November und December 1848 in den Ort gekommen und in der Liſte für das Jahr 1849 noch
nicht veranlagt ſind, in die Zugangsliſte für das 1. Halbjahr 1849 wieder mit aufgenommen werden müſſen. Eben
ſo ſind aber auch alle diejenigen klaſſenſteuerpflichtigen Perſonen welche nach Aufſtellung der Klaſſenſteuerliſte für
das Jahr 1849, alſo in den Monaten November und December 1848 den Ort verlaſſen haben und in der Liſte für
das Jahr 1849 noch veranlaägt ſind, in der Abgangsliſte für das 1. Halbjahr 1849 wieder mit aufzunehmen;;

3) bei r e KlaſſenſteuerAbgange die laufende Nummer der Klaſſenſteuerliſte für das Jahr 1849 richtig an
zugeben iſt z4) die Klaſſenſteuer Reſtvergeichniſſe mit dem vorſchriftsmäßigen Atteſte des Jnhalts:

„daß der vorbemerkte Steuerbetrag wirklich in Reſt verblieben iſt, die zuläſſigen Executionsmittel zu gehöriger
Zeit und in gehöriger Art angewandt, und die über die Urſachen dieſer Reſte angeführten Umſtände ſich ſo ver

halten, wie in der letzten Rubrik angegeben worden,“
verſehen ſein müſſen.

Diejenigen Ortsbehörden, welche dieſe Vorſchriften unbeachtet laſſen, werde ich mit verhältnißmäßigen Ordnungs-
ſtrafen belegen und haben dieſelben außerdem es ſich ſelbſt beizumeſſen, wenn Abgänge, die nicht gehörig nachgewieſen
ſind, hier geſtrichen werden und die mit dem obigen Atteſte nicht verſehenen Reſtverzeichniſſe ganz unberückſichtigt bleiben.

Merſeburg, den 3. Juni 1849. Der Königl. Landrath Weidlich.
Der Preuß. Staats Angeiger“ vom 31. Mai veröffent- folgende ergebenſte Eröffnung zu machen. Es bedarf keiner nähern Darlegung

der Gefahren von welchen gegenwärtig das gemeinſame Vaterland bedroht
wird. Die Ereigniſſe ſprechen laut genug. Jn mehreren Theilen Deutſch
lands iſt die geſetzliche Autorität durch den Aufruhr umgeſtürzt in anderen
nur durch die Anwendung der Waffen hergeſtellt worden. Niemand vermag zu
ermeſſen welche fernere Ausdehnang dieſe weit verzweigten Bewegungen er
halten und wie weit ſie ſelbſt, dem Auslande gegenüber zu ernſten Bedenken
führen können. Nicht blos die geſammte ſtaatliche Exiſtenz Deutſchlands iſt
in Frage geſtellt, ſondern eben ſowohl die Grundlagen jedes geordneten Zu
ſtandes überhaupt. Um dieſen Gefahren gewachſen zu ſein, um den Kampf
ſiegreich zu beſtehen, deſſen Ausgang ſonſt alle deutſchen Lande mit gleichem
Verderben treffen würde, bedarf es vor Allem einer vollen Uebereinſtimmung
in den Handlungen der Regierungen. Um deſto ſchmerzlicher muß es empfun
den werden daß hierzu jetzt der geeignete Vereinigungspunkt mangelt. Der
auf der Acte vom 8. Juni 1815 errichtete Deutſche Bund iſt hierzu factiſch
um ſo mehr außer Stande, da ihm zur Zeit ein ausreichendes Organ zu ge
meinſchaftlicher Thätigkeit abgeht. Ein neues, den gegenwärtigen Anfordernn
gen entſprechendes Bundesverhältniß hat noch nicht zu Stande gebracht werden
fönnen. Die in Frankfurt zuſammengetretene National- Verſammlung hat, als
ſie die von ihr berathene Reichsverfaſſung als abgeſchloſſen und weiterer Ver
handlung unzugänglich verkündigte, ſich ſelbſt außer Stand geſetzt, ihr Mandat
ferner zu erfüllen ihre weiteren Beſchlüſſe entbehren daher ſchon deswegen
jeder rechtlichen Gültigkeit und können nur als Uebergriffe betrachtet werden,
denen keinerlei Folge zu geben iſt. Einer ſo bedrohlichen Lage gegenüber
iſt ein feſtes eintrachtiges und unverzügliches Handeln nothwendig und es
wird dieſes von den Regierungen ausgehen müſſen, welche ſich zu den hier vor
liegenden Fragen in gleicher Stellung befinden. Die Regierungen von Preu
ßen, Sachſen und Hannover ſind daher übereingekommen auf Grund des Ar
tikels 11. der deutſchen Bundesacte in ein Bündniß zu treten, das den gegen
ſeitigen Schutz ſeiner Glieder gegen den inneren oder äußeren Feind zum Zwecke

wurfe der Verfaſſung des deutſchen Reiches,“
vorgegangen iſt, noch folgende Actenſtücke:
Die Berathungen welche auf die Einladung unſerer Circular Depeſche
vom 28. v. Mts, hier in Berlin in Bezug auf die deutſche Verfaſſungsfrage
ſtattgefunden haben haben zu dem für die Königliche Regierung erfreulichen
Ergebniß geführt, daß ſie nunmehr im Verein mit den Königlichen Regierungen
von Sachſen und Hannover den übrigen deutſchen Regierungen eine umfaſſende
Vorlage in Bezug auf die deutſche Verfaſſung machen können.
Die Königl. Preuß. Regierung beehrt ſich daher in der Anlage der c.
Regierung die betreffende Eröffnung in ihrem eigenen wie im Namen der Re-
gierungen von Sachſen und Hannover zu überſenden und bemerkt dabei, daß
die Königl. bayeriſche Regierung, welche an fämmtlichen Verhandlungen zwiſchen
obenerwähnten Regierungen Theil genommen ſich die ſchließliche Erklärung
über ihren Beitritt noch vorbehalten hat.

Wir glauben dabei das Vertrauen ausſprechen zu dürfen daß dieſe Er

welche die Wichtigkeit des Gegenſtandes erfordert, und daß auch die Geſin
nungen und das Verfahren der verbündeten Regierungen, welche hiermit einer
unabweislichen Pflicht genügt zu haben glauben, gerechte Würdigung und An
erkennung erlangen werde. Berlin, den 28. Mai 1849.

Der Miniſter Präſident.
(gez.) Graf von Brandenburg.

An ſämmtliche deutſche Regierungen.

t e a rDer c. Regierung finden ſich die Regierungen von Preußen Sachſen
nnd Hannover, und in deren Auftrage die preußiſche Regierung, veranlaßt,
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hat. Die Leitung der hierzu erforderlichen gemeinſamen Maßregeln haben ſte
Preußen übertragen. So wie an alle Regierungen welche Glieder des deut
ſchen Bundes von 1815 ſind, ſo ergeht auch an c. Regierung ihr Anſuchen,
ſich dieſem durch die Gefahren des Augenblicks hervorgerufenen Bündniſſe an
zuſchließem und ſich hierüber in kürzeſter Friſt gefälligſt erklären zu wollen.

Die genannten Regierungen würden jedoch die ihnen geſtellte Aufgabe nur
unvollſtändig erfüllen, wenn ſie lediglich bei den Bedürfniſſen, welche die nächſte
Gegenwart erzeugt, ſtehen blieben. Sie ſind vielmehr von der Ueberzeugung
durchdrungen, daß Pflicht und Vernunft gleichmäßig gebieten, ſich über ihre
Stellung zu der deutſchen Verfaſſungsfrage von vorn herein gegen ihre Ver-
bündeten ſowohl als gegen die Nation offen auszuſprechen. Sie haben die von
der National- Verſammlung entworfene Reichsverfaſſung nicht anerkannt, weil ſie
über die wahren und heilſamen Anforderungen eines kräftigen Bundesſtaates hin
ausgriff und in ihren aus den Kämpfen und Zugeſtändniſſen der politiſchen Par
teien hervorgegangenen Geſtalt die weſentlichſten Bürgſchaften entbehrte auf
welchen der rechtliche und geordnete Beſtand jedes Staatsweſens beruht. Aber
die verbündeten Regierungen haben nicht einen Augenblick verkannt, daß ihnen
eben hieraus die doppelte Verpflichtung erwachſen ſei, nach allen Kräften zu
dem Abſchluß eines Verfaſſungswerkes mitzuwirken daß für das geſammte
Deutſchland eine unabweisliche Nothwendigkeit geworden iſt. Eine ſolche
Verfaſſung wird der Nation gewähren müſſen, was ſie ſeit längerer Zeit
ſchmerzlich entbehrte, was ſie von ihren Regierungen zu forden berechtigt iſt
dem Auslande gegenüber Einheit und Macht, im Jnnern, bei geſichertem Fort
beſtande aller einzelnen Glieder, die einheitliche Entwickelung der gemeinſamen
Intereſſen und nationalen Bedürfniſſe. Die Bürgſchaften der rechtlichen Frei-
heit und der geſetzlichen Ordnung ſind es, welche die deutſche Verfaſſung den
Regierungen und den Völkern zu gewähren haben wird. Unter dieſen Ge-
ſichtspunkten haben die verbündeten Regierungen den von der National Ver
ſammlung beſchloſſenen Entwurf ernſtlich geprüft, alle ſeine heilſamen und
unbedenklichen Beſtimmungen beibehalten und nur diejenigen Theile geändert,
welche mit dem gemeinen Wohl ünvereinbar ſind. Hieraus iſt, auf Grund
einer von Preußen vorgelegten Propoſition der Entwurf einer Neichs-Verfaſ
ſung hervorgegangen, welchen ſie ſämmtlichen Gliedern des Bundes von 1815
als ihren gemeinſchaftlichen Vorſchlag und in der Hoffnung vorlegen, daß der
ſelbe ihre Zuſtimmung finden werde. Die Begründung ſeines Jnhalts ſowie
deſſen nähere Erläuterung iſt in der Denkſchrift niedergelegt, weiche beiliegt.
Die deutſchen Staaten, welche ſich dem vorgelegten Verfaſſungs Entwurf an
ſchießen, werden als die im F. 1. bezeichneten Glieder des Bundesſtaates zu
betrachten ſein, während denjenigen Regierungen gegenüber, welche ſich zu die
ſem Anſchluß nicht veranlaßt finden, die aus den Verträgen von 1815. ſließen
den Rechte und Pflichten unverändert fortbeſtehen. Jndem die Regierungen
von Preußen, Sachſen und Hannover ſich durch den Drang der Zeitumſtände
genöthigt geſehen haben ihrerſeits die Jnitiative in dem Verfaſſungswerke zu
ergreifen ſind ſie jedoch von der beſtimmten und ausdrücklichen Vorausſetzung
ausgegangen daß der rechtsgültige Abſchluß deſſelben auf der freien Zuſtim-
mung der National Vertretung beruhe. Sie werden daher in Gemeinſchaft
mit denjenigen Regierungen, welche ſich dem Verfaſſungs- Entwurfe anſchließen,
aus dieſen deutſchen Landen einen Reichstag in dem Umfange und nach den
Wahlbeſtimmungen berufen, welche der Verfaſſungs- Entwurf vorläufig bezeich
net. Dieſem lediglich hierzu verſammelten Reichstage wird dann der genannte
Entwurf zur Berathung und Zuſtimmung übergeben werden. Auf dem hier
bezeichneten Wege hoffen die Regierungen ſich mit allen verſtändigen und wohl
denkenden Männern der Nation zu begegnen mit Allen, denen das wahre
Wohl Deutſchlands am Herzen liegt, mit Allen, welche, von der ganzen Be
deutung des Augenblicks durchdrungen eines unbefaugenen Urtheils über die
Lage des Vaterlandes fähig ſind. Die obenerwähnte Denkſchrift zu. dem
Jnhalte des Verfaſſungs Entwurfes war bei dem Abgange dieſes Altenſtückes
noch nicht beendigt und wird unverzüglich nachfolgen. Berlin den 28. Mai
1849. Der Miniſter Präſident. (gez.) Graf von Brandenburg. An
ſämmtliche deutſche Regierungen.

Der weſentlichſte Jnhalt des von der preußiſchen Re
gierung veröffentlichten Entwurfs der Verfaſſung des
deutſchen Reiches, welcher 195 88. enthält und dem die
von der deutſchen Nationalverſammlung beſchloſſene Verfaſ-
ſung faſt durchweg zu Grunde gelegt iſt, beſteht kurz in
folgendem:

An der Spitze der Reichsregierung ſteht Preußen
als Reichsvorſtand, ihm zur Seite ein Fürſtenkollegium.
Dieſes letztere hat 6 Stimmen von denen Preußen und
Baiern je eine Stimme führen die übrigen 4 ſind Kollek-
tivſtimmen, je nach ihrer Bevölkerung zuſammengeſetzt. Die
Feſtſetzung des Verhältniſſes Oeſterreichs zu dem deut-
ſchen Reiche bleibt gegenſeitiger Verſtändigung vorbehalten.

Die Reichsgeſetzgebung wird vom Fürſtenkolke-
gium, vom Staaten- und Volks hauſe geübt. Das
Staatenhaus iſt o nach der frankfurter Verfaſſung
gebildet. Für das Volkshaus wird auf je Hunderttauſend
Einwohner Ein Abgeordneter nach einem Wahlgeſetze ge-
wählt, welches den Grundſatz aufſtellt, daß Niemand wäh-
len darf, welcher nicht irgend eine direkte Steuer zahlt und
an den Gemeindewahlen ſeines Wohnortes Theil zu nehmen
berechtigt iſt. Jn zu bildenden Steuerbezirken werden 3
Klaſſen von Beſteuerten aufgeſtellt, ſo daß die Höchſtbeſteu-
erten J, die Geringbeſteuerten 4 und die übrigmittlern eben-
falls J. der Zahl der Wahlmänner wählen Die Wahl
iſt daher eine indirekte.
ſtimmung der drei legislativen Faktoren: des Für-
ſtencollegiums, des Staaten- und Volkshauſes
nothwendig. Jn Geſetzgebungsangelegenheiten iſt das Für-
ſtenkollegium gleich berechtigt mit dem Reichsvorſtande, d. h.
mit Preußen, das daher einfach ſtimmgebend iſt, bei Stim-
mengleichheit aber überdies die Entſcheidung hat. Der
Reichsvorſtand iſt in der ausübenden Gewalt nicht an das
Fürſtenkollegium gebunden. Er führt die auswärtigen An-
gelegenheiten des Reichs und koncentrirt in ſeiner Hand die-
jenige Regierungsgewalt, welche zur Einheit des Bundes-
ſtaates nothwendig iſt. Jn die eigentliche Verwaltung der
Einzelſtaaten kann der Reichsvorſtand nicht eingreifen, ſeine
Aufgabe iſt dabei kontrolirender Art, darauf beſchränkt, daß
die Einheit des Ganzen nicht geſtört werde.
bleiben zur Verfügung der Einzelſtaaten, ſo weit ſie nicht
für Reichszwecke benutzt werden in welchem Falle ſie ohne
Weiteres zur Dispoſition des Reichsvorſtandes ſtehen. Die
Verwaltung der Marineangelegenheiten, der Flotte gehört
ausſchließlich der Reichsgewalt an. Die Verfaſſung ver-
langt Einheit der Geſetzgebung, vorausgeſetzt in Maß, Münze,
Gewicht, Zolle, Verbrauchs und Konſumtionsſteuern. Die
Reichsgewalt ſoll dahin wirken, daß die Reichsgeſetze in ma-
terieller und formeller Hinſicht im ganzen Reiche die gleichen
ſeien ſo daß Rechtserkenntniſſe eines deutſchen Gerichts in
ganz Deutſchland vollſtreckt werden können.

Dies ſind die weſentlichſten Punkte, durch welche ſich
die neue Verfaſſung auszeichnet. Sie ſind die ſichere Grund-
lage eines lebensfähigen deutſchen Bundesſtaates, ausgeführt
geben ſie die Gewißheit, daß Deutſchland endlich zu jener
Einheit gelange, ohne welche jede politiſche Freiheit ein ſinn-
verwirrender Traum iſt. Deutſchland bedarf vor Allem der
Einheit, um ſeine Macht zu bilden zu entfalten zu befe-
ſtigen, um aus der nationalen Verſunkenheit erlöſt zu wer-
den. Mögen dies die Regierungen und die Völker begrei-
fen, mögen ſie ſich in patriotiſcher Erhebung um das neue
Werk der Einigung, dieſer „unabweisbaren Nothwendigkeit,“
ſchaaren und die deutſchen Fürſten dürfen ſicher ſein daß
der ſtarke Arm des preußiſchen Volks in unwandelbarer
Treue gegen ſein Fürſtenhaus Deutſchland durch die poli-
tiſchen Brandungen einer wilden Zeit gefahrlos hindurch-
führt. Die deutſche Einheit iſt der unverlorene Gedanke
des deutſchen Volkslebens bleibt dieſer letzte Verſuch den
Nationalgedanken auf friedliche Weiſe auszuführen erfolg-
los, ſcheitert er abermals an unberechtigten Widerſtänden,
ſo wird das Volk alle Schranken durchbrechend einſt die
Einheit mit eigener Hand und aus eigener Machtvollkom-
menheit ſelbſt holen, und wäre es aus den Trümmern aller
Kleinſtaaterei. Noch hat kein Volk, wenn es einmal einen
Gedanken mit Begeiſterung erfaßt hat, dieſen Gedanken
aufgegeben! T

Zu jedem Geſetz iſt die Zu
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Bekanntmachungen.
Wohnungs-Vermiethung.

Die im hieſigen Geſtüts- Etabliſſement (Kloſter) bele-
gene ſogenannte StallmeiſterWohnung, enthaltend:

12 Stuben, 10 Kammern, 2 Küchen, 2 Böden, 1 Kel-
ler, 1 Waſchhaus, 1 Holz, Torf und Federviehſtall,
1 Stall zu 10 Pferden nebſt 1 Wagenſchuppen und
1 Garten,

ſoll im Auftrage der Königlichen Jntendantur 4. Armee
Corps in Magdeburg gegen einvierteljährige Kündi-

gung vom 1. Juli e. abant den 16. d. M., Vormittags 11 Uhr,
in unſerm Militair-Büregan vermiethet werden woſelbſt
auch während der Dienſtſtunden die dieſer Vermiethung zu
Grunde gelegten Bedingungen eingeſehen werden können.

Merſeburg, den 1. Juni 1849.
Der Magiſtrat.

Bei der heute Statt gefundenen 37. Auslooſung der
in der hieſigen Armenſchule gefertigten Gegenſtände ſind auf
folgende Nummern

Nr. 1. 2. 6. 7. 9. 11. 13. 18. 21. 22. 23. 25. 27. 29.
32. 33. 37. 46. 48. 51. 53. 57. 58. 63. 64. 66. 69. 70.
73. 76. 83. 87. 88. 899. 94.

Gewinne gefallen welche gegen Rückgabe der Looſe durch
den Horndrechslermſtr. Stephan werden eingehändigt werden.

Merſeburg, den 1. Juni 1849.
Der Magiſtrat.

Obſtverpachtung. Das diesjährige auf den Kom-
munal- Anpflanzungen

1) am Pulverthurm, der Kötzſchner und Weißenfelſer Straße,
2) vor dem Klauſenthore,

befindliche Obſt, ingleichen
3) die auf dem ſtädtiſchen Gottesacker

befindlichen Kirſchen, ſollen
Montag den 11. Juni d. J., Vormittags 14Uhr,
in unſerem Seeretariate öffentlich verpachtet werden.

Nachgebote werden nicht angenommen.
Merſeburg, den 2. Juni 1849.

n Der Magiſtrat.

Servis- Zahlung.
Mit Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung vom 27.

Januar c. eröffnen wir den Quartiergebern daß die Aus
zahlung des Serviſes für den Stab der 8. Jnfanterie
Brigade pro März, April und bis 4. Mai e.

für die 6. Comp. Königl. 32. Jnfanterie- Regiments vom
30. April bis inel. 26. Mai, und

für den Stab 1. 2. 3. und 4. Escadron Königl. 12.
Huſaren- Regiments nicht den 8. d. Mts. ausgezahlt
werden kann,, weil die Feſtſtellung reſp. Anweiſung
der liquidirten Servisbeträge abgewartet werden muß.

Sobald das letztere geſchehen iſt, werden wir die Quar-
tiergeber von dem Tage der Auszahlung des Serviſes auf
dieſem Wege in Kenntniß ſetzen.

Merſeburg, den 4. Juni 1849.
Der Magiſtrat.

Donnerstag den 7. Juni, Abends 7 Uhr, Verſammlung
der Deputirten der Handwerker im großen Rathhausſaale.

Merſeburg, den 4. Juni 1849.
Der Magiſtrat.

23

grrger Mühlen- und Feldgrundſtücks-
Verkauf oder Verpachtung. Ein zwiſchen Weißen
fels und Lützen vortheilhaft gelegenes Waſſermühlen-
grundſtück, beſtehend in überſetztem Wohnhauſe, Wirth-
ſchaftsgebäuden, 2 Mahlgängen und ſonſtigem Zubehör,
wozu 54 Viertellandes gutes Feld gehören, iſt, mit
der vollſtändigen und güten Erndte e. ehemöglichſt aus
freier Hand, billig und mit wenig Anzahlung, zu verkaufen
oder zu verpachten und kann ſofort übergeben werden. Nä-
here Auskunft hierüber ertheilt der Auctions-Commiſſar
Rindfleiſch in Merſebuürg, Altenburg Nr. 785.

Die diesjährige Obſtnutzung auf dem Rittergute Netzſch-kan bei Lauchſtädt ſoll e vſch
Mittewochs den 13. Juni, Nachmittags 4 Uhr,
unter den im Termine bekannt zu machenden Bedingungen
meiſtbietend daſelbſt verpachtet werden.

Kirſchenverpachtung.
Die diesjährige Kirſchnutzung der Gemeinde Knapen-

dorf ſoll auf den 9. Juni a. c. Nachmittags 3 Uhr, in
der Schenke daſelbſt an den Meiſtbietenden gegen ſogleiche
Bezahlung verpachtet werden.

Die Gemeinde daſelbſt.

Bekanntmachung.
Kommenden 10. Juni a. c. Nachmittags 4 Uhr, ſoll

die diesjährige Süß Kirſchnutzung der Gemeinde Gün-
thersdorf gehörig, öffentlich meiſtbietend verpachtet werden.

Pachtluſtige werden hierdurch eingeladen zu obenbe-
ſtimmter Zeit im Gaſthof zum ſchwarzen Bär zu erſcheinen.
Die Bedingungen werden vor dem Termin bekannt gemacht.

Günthersdorf, den 1. Juni 1849.
Härtel, Ortsrichter.

Kirſchen- Verpachtung.
Die den Gemeinden Zweimen und Göhren gehörigen

Süß und Sauerkirſchen auf der Merſeburg-Leipziger Chauſſee,
ſollen Sonntag den 10. Juni, Mittags 12 Uhr, unter den
im Termine bekannt zu machenden Bedingungen meiſtbie
tend verpachtet werden.

Bartholomäns, Ortösrichter.
Obſtverpachtung. Mittwoch den 13. Juni, Vor

mittags 10 Uhr, ſoll auf dem Rittergute Kleinlauchſtädt
der diesjährige Ertrag an ſüßen und ſauern Kirſchen, Aepfel,
Birnen und Pflaumen, mit Vorbehalt des Zuſchlags, meiſt
bietend, unter den frühern Bedingungen, verpachtet werden.

Bekanntmachung.
Die der Gemeinde Corbetha gehörigen diesjährigen

Süß- und Sauerkirſchen ſollen den 9. Juni e. Nachmit-
tags 4 Uhr, in der Gemeindeſchenke unter den in demſelben
bekannt zu machenden Bedingungen an den Beſtbietenden
verpachtet werden.

Corbetha, den 3. Juni 1849.
Jm Auftrage:

Der Ortsrichter Walker.
Jn meinem Hauſe am Neumarktsthore iſt eine große

freundliche Familienwohnung mit Zubehör und einem Stück
Garten zu Michaeli d. J. zu vermiethen. Auch kann eine
Weinbergs-Terraſſe dazu gegeben und dieſelbe, wenn es ge
wünſcht würde, ſofort überlaſſen werden.

Merſeburg, den 4. Juni 1849.
J. E. G. Schreiber,



empfiehlt billigſt
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Die bereits von dem Oberlandesgerichts- Aſſeſſor Herrn

Oelzen gemiethete Stube nebſt daran ſtoßender Schlafkammer
in der Bell-Etage meines Hauſes, Roßmarkt Nr. 373.
iſt wegen dem von demſelben mir angezeigten baldigen Weg-
zug von hier anderweit zu vermiethen und künftigen Juli

beziehen.die Werte den 4. Juli 1849. Dürbeck.
Merſeburg,

Bekanntmachung.
Es wird hiermit bekannt gemacht, daß jede Fuhre Bau

ſand in meiner Kiesgrube ſofort bezahlt und gegen Quit-
tung nur aufgeladen werden darf, welche bei dem Bahnwär-
ter Lappe in meiner Wohnung verabreicht werden. Je
doch mit Ausnahme der Herren Zimmer und Maurermſtr.,

R ahren laſſen.welche auf Rechnung War Bamberg, Hoffiſchermſtr.

Daß ich die Reſtauration bei dem Königl.
Bade zu Lauchſtädt für dieſes und die nächſtfolgenden
Jahre übernommen beehre ich mich, mit der Bitte um ge
neigten, zahlreichen Zuſpruch, ganz ergebenſt anzuzeigen.
Durch bvillige und reelle Bedienung werde ich mich bemühen,
allen Anſprüchen an Küche und Keller beſtens zu genügen.
Nach beendigtem Schauſpiel, für welches die Operngeſellſchaft
des Stadttheaters zu Düſſeldorf engagirt iſt, wird im Kur-
ſaale à Ia carte kalt und warm geſpeiſt und kann daſelbſt

Frfordern täglich Tanz und Ball ſtattfinden.auf Srfor glich Gottlob Kuff, Reſtaurateur.

Handlungs- Anzeige. Die erſten neuen Heringe
ſind angekommen und werden billigſt verkauft bei

h C. W. Klingebeil.Merſeburg, den. 5. Juni 1849.

S Alle feinsten Parfumerien und
Toilett Seifen

Guſtav Lots am Markt.
Auf dem Weißenfelſer Bahnhof beim Güterexpedient

Schulze iſt zu habenSo Eis der Berliner Scheffel 12 Sgr. 6 Pf.,
Sparkalk, der Berliner Scheffel 12 Sgr. 6 Pf.,
Dingegips, der Berliner Scheffel 7 Sgr. 6 Pf.

HOrlamünde.

x reren e7 X W 4 A. 44 4 YMk 4 a Ah Ah r
AnerbietenS Um denſenigen Künſtlern und Jnhabern von

SZ Muſeen oder Menagerien nützlich zu ſein welche
aul Meſſe Schaulokale aufzuſtellen SS auf unſere Petri P

entſchloſſen ſind erbietet ſich der Unterzeichnete, nach S
Z dem vielfach ausgeſprochenen Wunſche Mehrerer der S
S Einrichtung größerer Slädte auch hier ſich zu erfreuen, S
S umit Vergnügen zur beſten und billigſten Beſor- S
Z gung dieſer Angelegenheit, nach Erlegung eines ver S
S hältnißmäßigen Handgeldes welches bei der Zahlung
S wieder in Anrechnung gebracht wird.

Naumburg, den 30. Mai 1849.
Franz Littfas,

5 Buchdruckereibeſitzer und B

Die

2

bindung bei meiner F

„„„Portraits von größter Aehnlichkeit in bunter fran
zöſiſcher Manier von 15 Thlr. an empfiehlt Unterzeichneter
und befinden ſich bei den Herren Garcke, Lots und Exius
Portraits zur Anſicht.

Herrmann Meyer, Schmalegaſſe Nr. 538.

Aufgeſtellt; 12.Bäder 20 Sgr., ein Bad 2 Sgr.

KunſtausſtellungNach einem Zwiſchenraum von 3 e wird mit

heute den 1. Juni nunſere Kunſtausſtellung
eröffnet werden und bis Mitte Juli dauern. Wir laden
um Beſuche derſelben die Kunſtfreunde in der Stadt und
mgegend um ſo mehr ein da wir dieſen Genuß länger

haben entbehren müſſen und wir die Hoffnung ausſprechen
dürfen, daß auch diesmal wieder ein reicher Genuß in der

Mannichfaltigkeit deutſcher,
Kunſtwerke zu erwarten ſteht.

Halle, den 1. Juni 1849.
Aufforderung.

Sämmtliche, der zux Lützener Schuhmacher Jnnung
gehörigen Landmeiſter werden aufgefordert, zum nächſten
Quartal als den 11. Juni d. J. Nachmittags 1 Uhr, in
meinem Lokale zu erſcheinen, um die Quartalgelder zu ent-
richten. Hauptſächlich werden diejenigen hervorgehoben,
d o mehrere Jahre lang ihre Quartalgelder ſchul-

dig blieben. eLützen, den 2. Juni 1849.
Jm Auftrage der SchuhmacherJnnung:

Ed. Blüthgen.

Der Vorſtand.

Ein mit guten Atteſten verſehenes in der Küche nicht
unerfahrenes Mädchen, findet zu Johanni einen Dienſt im
Hauſe Nr. 235., unweit der Reſſource

Miſſionsfeſt in Frankleben
Mittwoch den 13. Juni e., Nachmittags S Uhr,

zu welchem alle Freunde des Reiches Gottes hiermit einge
laden werden.

Dank. Dem Herrn Staabsarzt Dr. Zimmermann zu
Dürrenberg ſage ich meinen herzlichen Dank für die auf
meinen Ruf ſo ſchnelle Herbeieilung zu der ſchweren Ent

rau am 23. Mai, welche derſelbe durch
unermüdete Thätigkeit glücklich bewirkte. Gott möge ihn
noch lange zum Wohle der Menſchheit erhalten.

Tollwitz, den 30. Mai 1849. et
Der Ortsrichter Dreſcher.

Pnrchſchnitto mar trreetfe vom Monat Mai.

Bekanntmachungen für das nächſte Stück ſind vis

Donnerstag Abend gefälligſt einzuſenden.
Druck und Verlag von Kobitzſchens Erben Redigirt von Carl Jurk in Merſeburg

Flußbäder an der Saale im Schloßgarten ſind

holländiſcher und belgiſcher

hl ſg. f. thl. ſ. vfWeizen Scheffell 25. 61 Kalbfleiſch Pfund 23
Roggen 29 A Schöpſenfl.. 3V

Gerſte 24 Schweinefl. 4 3Hafer 46 14 Butter e 6 6Erbſen 7 6 Branntwein Qrt. 318Linſen BierKartoffeln 12 6 Heu Eentner 22 6Rindfleiſch Pfund 3 31 Stroh Schock 3 226
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